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Drucksache Nr. 957 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Etzel (Bamberg), Dr. Besold, 
Dr. Decker und Fraktion der Bayernpartei 


betr.: Änderung der Anordnung nach § ?3 des 
Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 
(WiGBl. S. 214). 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. nach Einholung der Zustimmung des Bundestags und des 
Bundesrats eine Anordnung zu erlassen, welche die Ziffer 2 
des § 1 der gemäß § 73 S1IG ergangenen Anordnung vom 
8. August 1949 dahin ändert, daß als Geschädigte im Sinne 
des Soforthilfegesetzes auch Besatzungsverdrängte gelten, 
welche, ohne ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
au fgeben zu müssen, infolge von Maßnahmen der Militär- 
regierungen oder der Alliierten Hohen Kommission der drei 
westlichen Besatzungsmächte ihre Häuser oder Wohnungen 
auf unbestimmte Zeit verlassen mußten (Eormulierungs- 
Vorschlag: „2. Personen, die infolge von Maßnahmen der 
Militärregierungen oder der Alliierten Hohen Kommission 
der drei westlichen Besatzungsmächte ihre Häuser oder 
Wohnungen auf unbestimmte Zeit verlassen mußten.”), 

2. die Vorlage und Verabschiedung der beantragten Änderung 
der Anordnung vom 8. August 1949 im Hinblick auf § 12 
der Weisung des Präsidenten des Hauptamtes für Soforthilfe 
vom 18. März 1950 (Bundesanzeiger Nr. 64 vom 31 . März 1950) 
tunlichst zu beschleunigen. 


Bonn, den 15. Mai 1950 


Dr. Etzel (Bamberg) Dr. Besold 

Dr. Decker und Fraktion 


ftrocfc : Peter Meter, Bule6orN§legbtif’§ 

Allein- Vertrieb: Dr, Hane Heger, Anöerna ch, Breite Straße <0 
unö Wteebaben, Nletzfdieftr. 1 



